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NEZAHAT BARADARI
für Südwestfalen im 
deutschen bundestag

SIE HABEN EIN ANLIEGEN 
ODER MÖCHTEN MEINE ARBEIT 
VERFOLGEN?

MEHR Fachkräfte: Stärkung von 
Aus- und Weiterbildung 

Höhere Förderung für mehr 
Studierende

Den BAföG-Betrag haben wir 2022 deutlich er-
höht, um mehr Studierenden einen Anspruch 
auf Förderung zu geben. Die Freibeträge vom 
Einkommen der Eltern oder Partner:innen 
wurden um 20,75 % angehoben – damit ha-
ben deutlich mehr Studierende Anspruch auf 
BAföG. Die Chancen auf ein Studium dürfen 
nicht vom Geldbeutel oder der Herkunft ab-
hängen. Der Förderungshöchstbeitrag ist von 
861 € auf 934 € gestiegen und der Wohnzu-
schlag für auswärts Wohnende wurde auf 360 
€ angehoben.

bessere Kinderarzneimittel-
Versorgung 

Fiebermittel, Antibiotika und andere Medika-
mente waren Mangelware in den Apotheken 
Deutschlands. Deshalb haben wir die Preis-
regel für Kinderarzneimittel gelockert. Durch 
neu gesetzte Anreize sorgen wir dafür, dass 
Medikamente verfügbar sind. Auch um dro-
hende Lieferengpässe frühzeitig zu erkennen, 
haben wir das Gesetz zur Bekämpfung von Lie-
ferengpässen bei patentfreien Arzneimitteln 
verabschiedet.  

Entlastung für pflegende 
Angehörige 

Zum Jahreswechsel werden das Pflegegeld und 
die Pflegesachleistungen erhöht. Pflegende 
Angehörige haben die Möglichkeit, pro Pflege-
bedürftigem jährlich bis zu zehn Arbeitstage 
Pflegeunterstützungsgeld zu erhalten. Ab 2025 
wird ein Entlastungsbudget für pflegende An-
gehörige eingeführt, welches einen Beitrag für 
Verhinderungs- und Kurzzeitpflege bereitstellt. 
Dadurch erhalten Pflegebedürftige und ihre 
Familien mehr Flexibilität. 

Deutschlandtempo für schnel-
leres und einfacheres agieren 

Um Deutschland zukunftssicherer zu machen, 
müssen wir schneller werden – ob bei der Ener-
giewende, beim Bauen oder der Infrastruktur. 
Planungs- und Genehmigungsverfahren müs-
sen deutlich beschleunigt werden, damit z. B. 
ein Windrad am Ende schneller an den Start 
gehen kann. Doppelprüfungen werden künftig 
vermieden, darüber hinaus wird es auf kom-
munaler Ebene kürzere Verfahren geben, zu-
dem Digitalisieren wir Prozesse, um beispiels-
weise den Wohnungsbau zu beschleunigen. 

Sicherheitsstrategie & 
Sondervermögen Bundeswehr 

Einführung des Sondervermögens zur Stärkung 
der Bundeswehr. Hiermit werden wichtige und 
dringend benötigte Ausrüstungsvorhaben wie 
z. B. schwere Transporthubschrauber, persönli-
che Schutzausrüstung für Soldat:innen, Nacht-
sichtgeräte, aber auch eine Fregatte für unse-
re Marine finanziert. Ein Teil der Gelder fließt 
auch in die Forschung und Digitalisierung der 
Bundeswehr. Um unsere Sicherheit gemein-
sam mit internationalen Partnern zu stärken, 
haben wir eine Nationale Sicherheitsstrategie 
beschlossen. 

Wahlrechtsreform: 
Der Bundestag wird kleiner 

Wir haben das Wahlrecht reformiert! Ab der 
kommenden Bundestagswahl wird es zu-
künftig nur noch 630 Abgeordnete anstelle 
von derzeit 736 Abgeordneten im Deutschen 
Bundestag geben. Die Ausgleichs- und Über-
hangsmandate sowie die Direktmandatsklau-
sel fallen weg. Die Fünf-Prozent-Hürde bleibt. 
Entscheidend ist ausschließlich das Ergebnis 
der Zweitstimme. 

Durch das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
wurde das modernste Einwanderungsmodell 
weltweit eingeführt. Es bietet mehr Möglich-
keiten für Personen aus anderen Ländern, eine 
verbesserte und nachhaltige Einwanderung 
sowie die Integration von Arbeitskräften. Dies 
soll künftig auf drei Säulen basieren: Quali-
fikation, Erfahrung und Potenzial. Die Verein-
fachung der Anerkennung von Abschlüssen 
schafft mehr Möglichkeiten, für die Arbeits-
platzsuche nach Deutschland zu kommen. 
Der Arbeitsmarkt verändert sich. Es entste-
hen neue Berufe und andere fallen weg. Der 
Fachkräftemangel ist eine der größten Her-
ausforderungen. Wir vereinfachen die Wei-
terbildungsförderung und öffnen sie für alle 
Betriebe. Zudem wird ein Qualifizierungsgeld 
eingeführt. Dies ermöglicht einen Struktur-
wandel.

 ZWEI JAHRE AMPEL.
 WAS DIE SPD

 ERREICHT HAT.



nach fast zwei Jahren einer SPD-geführten Regie-
rung können wir sagen: Unser Bundeskanzler Olaf 
Scholz führt Deutschland erfolgreich durch die vie-
len Krisen und treibt mutig deren Modernisierung 
voran. Wir halten unsere Versprechen, zum Beispiel 
bei der Erhöhung des Mindestlohns auf 12 Euro und 
der Erhöhung des Kindergelds sowie durch die Um-
setzung von WohngeldPlus und anderen Maßnah-
men.

Als Wahlkreisabgeordnete liegt mir besonders am 
Herzen, dass wir Genehmigungsverfahren für wich-
tige Infrastrukturprojekte wie Windkraftanlagen 
beschleunigen. Ebenfallls haben wir die Herausfor-
derung der Krankenhausreform vor der Brust. Ich 
rufe die Landesregierung, die für den Krankenhaus-
plan verantwortlich ist, auf, den Kreis Olpe nicht zu 
vernachlässigen und endlich notwendige Investitio-
nen zu tätigen.

Wenn Sie Vorschläge, Anregungen, Kritik oder Be-
denken haben, können Sie sich gerne mit mir in Ver-
bindung setzen. Es gibt noch viel zu tun - lassen sie 
es uns gemeinsam anpacken.

Gleiche Rente in Ost und West 
durch Rentensteigerung

Eine ausreichende Rente sichert nicht nur ei-
nen angemessenen Lebensstandard, sondern 
vermittelt auch Anerkennung, Wertschätzung 
und Respekt für die Lebensleistung. Zum 1. 
Juli 2023 stiegen die Renten: 4,39 % in West-
deutschland und in den neuen Ländern um 
5,86 %. Das ist das größte Plus seit 40 Jahren. 
Durch die Rentenerhöhung von 2022 und 2023 
wird die Rentenangleichung Ost ein Jahr früher 
erreicht als geplant. Damit bleibt das Renten-
niveau stabil bei 48 %. Das ist ein wichtiges 
Signal für Menschen, die von kleinen Renten 
leben müssen. Maßgeblich zur Rentensteige-
rung beigetragen hat auch, dass wir den ge-
setzlichen Mindestlohn seit Oktober 2022 auf 
12 € angehoben haben, wovon viele Menschen 
profitieren.

Der 12 €-Mindestlohn: Mehr 
Respekt für Beschäftigte 
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Der Mindestlohn ist zum 1. Oktober 2022 auf 
12 € gestiegen - eine Erhöhung von 22 Prozent! 
Für uns ist es eine Frage des Respekts, Arbeit so 
zu bezahlen, dass Menschen von ihrem Lohn le-
ben und am gesellschaftlichen Leben teilhaben 
können. Für viele Beschäftigte ist es die größte 
Lohnerhöhung ihres Lebens. Von der Erhöhung 
profitieren über sechs Millionen Arbeitneh-
mer:innen, besonders die Berufsgruppen mit 
geringer oder keiner Tarifbindung.

Das Deutschlandticket: Mit 49 € 
bequem durch Deutschland 

Seit dem 1. Mai mit dem Deutschlandticket für 
49 € pro Monat bequem und unkompliziert 
durch ganz Deutschland fahren. Busse und 
Bahnen können im gesamten Nah- und Regi-
onalverkehr genutzt werden. Das macht den 
ÖPNV deutlich attraktiver. Mobilität wird nach-
haltiger und bezahlbarer. Das ist eine wichtige 
Entlastung und ein wegweisender Baustein 
der Mobilitätswende. Um die Finanzierung zu 
gewährleisten, stellt der Bund den Ländern 
1,5 Milliarden € jährlich zur Verfügung. 

Bürgergeld: Faire Chancen, 
mehr Respekt und Sicherheit 

Mit dem Bürgergeld geben wir Menschen mehr 
Sicherheit, wenn sie in schwierige Lebenslagen 
geraten. Die Karenzzeit für Wohnen und Ver-
mögen in den ersten zwei Jahren gewährleis-
tet, dass das Lebensumfeld erhalten bleiben 
kann. Wir bringen Menschen mit dem Bürger-
geld besser und gezielter in Arbeit, indem wir 
noch stärker auf Aus- und Weiterbildung set-
zen. Die Regelsätze wurden zum 1. Januar 2023 
deutlich erhöht und krisensicher gemacht so-
wie die Freibeträge erhöht.

Mehr Gerechtigkeit durch 
erhöhtes Kindergeld 

Zum 1. Januar 2023 haben wir das Kindergeld 
auf 250 € pro Kind angehoben und die Kinder-
regelsätze sowie den Kinderzuschlag erhöht. 
Damit wird Schritt für Schritt für mehr gesell-
schaftliche Teilhabe und finanzielle Sicherheit 
für Familien gesorgt. 2022 gab es zudem einen 
Familienzuschuss in Höhe von 100 € pro Kind 
zum Kindergeld. 

Wohngeld-Plus: Bezahlbareres 
Wohnen für mehr Menschen 

Wohnen ist Menschenrecht und muss bezahl-
bar bleiben. Die Wohngeldreform wurde zum 
1. Januar 2023 auf den Weg gebracht. Mit dem 
Wohngeld plus gibt es einen höheren Zuschuss 
zur Miete oder für das selbstgenutzte Eigen-
heim, um Bürger:innen mit niedrigem Ein-
kommen zu entlasten. Das Wohngeld wurde 
zudem um eine dauerhafte Klima- und Hei-
zungskomponente ergänzt, welche nun im 
Schnitt bei 370 € pro Monat liegt – doppelt so 
viel wie bisher.

Verbraucher:innen entlasten 
bei Lebenshaltungskosten 

Gestiegenen Kosten für Strom, Gas, Lebensmit-
tel und Mobilität sind für viele Menschen zur 
Belastung geworden. Mit der Preisbremse für 
Strom, Gas und Fernwärme federn wir diese Be-
lastung ab. Der Preis für den Grundbedarf wur-
de gedeckelt und durch die EEG-Umlage beim 
Strompreis komplett abgeschafft. Die Umsatz-
steuer des Gaspreises wurde von 19 % auf 7 % 
gesenkt. Erwerbstätige sowie Rentner:innen 
haben eine einkommenssteuerpflichtige Ener-
giepauschale von 300 € erhalten. 

      Liebe 
	 bürgerinnen
      und bürger, 


